
 
 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anhörung zum Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Kommunalfinanzausgleichs-
gesetzes – (Drucksache 17/2332) 
 
Ihr Schreiben vom 09.09.2026 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Waldraff, 
 
der Saarländische Städte- und Gemeindetag dankt für die Möglichkeit, sich zu dem 
Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Kommunalfinanzausgleichsgesetzes – (Druck-
sache 17/2332) äußern zu dürfen. 
 
Das Präsidium des SSGT hat in seiner Sitzung am 17.06.2026 eine Positionierung des 
Verbandes auf Basis des Regierungsentwurfes beschlossen. Da der jetzige Gesetzent-
wurf identisch mit dem damaligen Regierungsentwurf ist, darf ich Ihnen im Ergebnis mit-
teilen, dass unser Verband den in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen zur 
Behandlung der Grundsteuer C im KFAG zustimmt.  
 
1. 
Die grundsätzliche Berücksichtigung der Einnahmen aus der Grundsteuer C im KFA ist 
systemgerecht. Der vorgeschlagene Verzicht auf einen eigenen novellierten fiktiven He-
besatz und die Quasi-Gleichbehandlung der Grundsteuer C mit der Grundsteuer B bei 
der Ermittlung der Finanzkraft ist in unseren Augen ebenso sachgerecht, da die Grund-
steuer C in erster Linie ein Steuerungsinstrumentarium zur Baulandmobilisierung ist und 
erst sekundär ein Mittel zur Generierung von Mehr-Einnahmen.  
 
Der Gesetzgeber verfolgte mit der Einführung der Grundsteuer C ausweislich der Ge-
setzesbegründung (Dt Bundestag, Drucksache 19/14139) das Ziel, es den Kommunen 
zu ermöglichen, steuerliche Anreize bei der Grundsteuer zu setzen und damit baureife 
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Grundstücke für eine Bebauung zu mobilisieren. Damit soll auch der rein finanziellen 
Nutzung der Grundstücke als Spekulationsobjekte entgegengetreten werden. Entspre-
chend enthält das Grundsteuergesetz auch die Vorgabe, dass die Einführung der 
Grundsteuer C in einer Gemeinde von dem Vorhandensein von städtebaulichen Grün-
den abhängt. Damit werden der Umsetzung der Grundsteuer C aus rein fiskalischen 
Gründen gesetzgeberisch Schranken gesetzt.  
 
Dieser Hintergrund und die jetzt gefundene Regelung im KFAG setzt in den Augen des 
SSGT auch ein Präjudiz für die Behandlung der Grundsteuer C in anderen finanzrele-
vanten Fragen, z.B. im Rahmen der Haushaltsgenehmigungsverfahren nach dem Saar-
landpakt.  
 
2. 
Der jetzige Gesetzentwurf zur Änderung des KFAG ist für uns aber auch Anlass, den 
Begutachtungsprozess des Kommunalen Finanzausgleich im Saarland bzw. die Dotie-
rung des KFA erneut auch gegenüber dem Landtag als Gesetzgeber anzusprechen. 
Dies auch unter Bezugnahme und in Fortführung unserer Ausführungen im Rahmen der 
Berichterstattung des SSGT zum Sachstand Reform des Kommunalen Finanzausglei-
ches im Saarland in der Sitzung des Innenausschusses am 19.08.2026 
 
Mit dem aktuellen Gesetzentwurf soll nämlich lediglich über eine verhältnismäßig gerin-
ge Anpassung des KFAG im Hinblick auf die Grundsteuer C entschieden werden. Die 
von den saarländischen Kommunen dringend benötigte große Reform des KFAG wird 
es dagegen – laut Aussagen der Landesregierung – in dieser Legislaturperiode des 
Landtages nicht mehr geben. Und dies obwohl noch im Januar 2026 Landesregierung 
und kommunale Spitzenverbände den gemeinsamen Willen bekundet haben, ein neues 
KFAG noch in diesem Jahr auf den Weg zu bringen, es intensive Beratungen und Dis-
kussionen mit den Gutachtern in der 1. Hälfte des Jahres gegeben hat und trotz mehr-
facher Bitten der kommunalen Spitzenverbände seit April 2026, vor dem Hintergrund 
des drohenden Zeitverzuges und der finanziellen Lage der Kommunen den vertikalen 
KFA vorzuziehen und dessen Reform zügig umzusetzen. In Antwort auf die letztere Bit-
te hatte das Finanzministerium dagegen noch im Juni 2026 einen Zeitplan vorgelegt, 
der eine Beendigung der Begutachtung des vertikalen und horizontalen KFA und eine 
Verabschiedung eines neuen KFAG noch in diesem Jahr vorsah. 
 
Insofern kam für den SSGT die Ankündigung der Landesvertreter im Juli 2026 durchaus 
überraschend, zwar den Gutachtenprozess wie geplant fortzuführen und zu beenden, 
die letztendliche Novellierung des KFAG aber in die neue Legislaturperiode zu ver-
schieben.  
 
Offen kommuniziert wurde dabei, dass das Land derzeit sich nicht in der Lage sieht, 
eine eventuelle deutliche Höherdotierung des KFA zu stemmen (selbige Aussage sei-
tens des Landes auch in der Sitzung des Innenausschusses am 19.08.2026). Zur Be-
gründung wurde auf die aktuelle Schieflage der öffentlichen Finanzen hingewiesen, be-
sonders hervorgehoben wurde die Mehrbelastung von 282 Mio. Euro, die das Land jetzt 
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aufgrund der Umsetzung des Urteils des BVerfG zur Beamtenalimentation zusätzlich im 
Haushalt darstellen muss. Da das Land zugleich mit weniger Steuereinnahmen rechne 
als im Landeshaushalt 2026 geplant, gäbe es keine sonstigen finanzielle Spielräume 
mehr.   
 
Die Landesvertreter betonten, dass dies kein Abbruch des Gutachtens sei und man den 
Reformprozess fortführen wolle. Ferner wurden als erste Hilfen eine Aufstockung der 
Investitionszuweisungen an die Kommunen ab dem Jahr 2028 um 27 Millionen Euro 
jährlich angekündigt sowie die vollständige Weitergabe der geplanten Altschuldenhilfe 
des Bundes sowie der Gelder aus künftigen Hilfspakete des Bundes für Lander und 
Kommunen an die Städte, Gemeinden und Landkreise zugesichert. Außerdem würden 
finanzielle Effizienzgewinne durch Digitalisierung der Verwaltung und Aufgabenkritik 
ebenfalls den Kommunen zu Gute kommen.   
 
Aus Sicht des SSGT sind diese Vorschläge vor dem Hintergrund der bereits bekannten 
Ergebnisse der Begutachtung des vertikalen KFA völlig unzureichend. Die Gutachter 
haben dabei die seit Jahren bekannte Investitionsschwäche der saarländischen Städte 
und Gemeinden und den entsprechenden Rückstand auf die Kommunen der anderen 
Bundesländer empirisch belegt bzw. ausdrücklich bestätigt. Dadurch entsteht im KFA 
ein Handlungsbedarf von mindestens 200 Mio. Euro (höhere Beträge wären nach den 
Ausführungen der Gutachter durchaus auch begründbar). Hinzu kommen Zuschläge für 
die über alle Kommunen gesehen unterdurchschnittlich ausgeprägte freie Spitze für 
freiwillige Aufgaben, für die überdurchschnittliche Spannung der Hebesätze der Real-
steuern im Saarland sowie für den Kommunalisierungsgrad (bei letzterem entsprechen 
die Einnahmen der Saar-Kommunen nicht der Höhe der laut Kommunalisierungsgrad zu 
erledigenden Aufgaben). Nicht beziffert haben die Gutachter zudem die Aufwendungen 
für neue Aufgaben bzw. die Unterfinanzierung bestehender Aufgaben der Kommunen. 
 
Im Ergebnis lässt sich der kommunale Anspruch auf deutlich eine höhere Dotierung des 
KFA und eine Mehr an Geldern auf der Grundlage des Gutachtens mit gutem Wissen 
begründen und belegen. Ohne diese zusätzlichen Finanzmittel, die dauerhaft in das 
kommunale Finanzierungssystem fließen müssen, droht den saarländischen Kommu-
nen in den nächsten beiden Jahren der finanzielle Kollaps. Es muss jetzt schnell ge-
handelt werden. Daher ist die Fortführung der Begutachtung natürlich in unserem Sinne, 
es muss gelingen, auf einer absehbaren Zeitachse ein novelliertes KFAG zu verab-
schieden. Bis zum Inkrafttreten eines neuen kommunalen Finanzausgleichs benötigen 
wir aber dringend eine Übergangslösung, spätestens mit einem Nachtragshaushalt für 
das Jahr 2027 ist eine deutliche Aufstockung der Finanzausgleichsmasse (zumindest 
auf die Höhe der Kreisumlage) erforderlich. 
 
Der jetzt anstehende Gesetzentwurf bietet die Gelegenheit, die von uns geforderte und, 
wie erwähnt, auch dringend erforderliche Übergangslösung auf den Weg zu bringen. 
Wir bitten die Abgeordneten des Landtages aus dargelegten Gründen daher eindring-
lich, unserer Bitte nachzukommen.  
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Abschließen möchte ich dieses Schreiben mit der derzeitigen Beschlusslage des Präsi-
diums des SSGT zur Reform des KFA im Saarland vom 03.07.2026: 

„Das Präsidium des Städte- und Gemeindetags bekräftigt seine große Enttäuschung 
über die Ankündigung der Landesregierung, einen neuen kommunalen Finanzaus-
gleich nicht mehr in dieser Legislaturperiode umzusetzen. Es stellt mit großer Sorge 
fest, dass die dringend notwendige Reform des Kommunalen Finanzausgleichs im 
Saarland weiterhin nicht mit der erforderlichen Verbindlichkeit vorangetrieben wird. 

Der SSGT fordert in Abbildung der vorläufigen Erkenntnisse des Gutachtens eine 
Übergangslösung in Form einer Aufstockung des Finanzausgleiches um mindestens 
200 Millionen Euro (beziehungsweise bis zum Inkrafttreten eines neuen KFA) auf die 
Höhe der Kreisumlagen im Jahr 2027 ff.. 

Das Präsidium stellt zudem fest: 
Die angekündigte Aufstockung der Investitionszuweisungen im Jahr 2028 um 27 Mil-
lionen Euro beziehungsweise 2027 um 13,5 Millionen Euro ist völlig unzureichend. 
Investive Mittel, die erst ab 2028 in Aussicht gestellt werden, können eine strukturelle 
Unterfinanzierung der kommunalen Haushalte nicht kompensieren. Neben zusätzli-
chen Investitionsmitteln sind vor allem auch strukturell mehr laufendende Haushalts-
mittel notwendig, um den Rückstand auf die Kommunen bundesweit aufzuholen. Der 
SSGT ist besorgt, dass schon ab 2026 eine dramatische Neuverschuldung der Städ-
te und Gemeinden ohne jede konkrete Lösungsperspektive zu erwarten ist. 

Der weitere Begutachtungsprozess wird weiter begleitet. Die bewährte, sehr gute Ab-
stimmung mit dem LKT fortgesetzt. 

Das Präsidium des SSGT hat Verständnis für Städte und Gemeinden, die nunmehr 
selbstständig oder zusammen auch den Klageweg wegen der unzureichenden Fi-
nanzausstattung gehen.“ 

Mit freundlichen Grüßen 

Stefan Spaniol 

gez.


